
3. Beiblatt 

Die Abg.Dr.P f e if e r und Genossen. haben in der Sitzung des 

Natio~alrates vom 11.Juni 195} ,'an den Bundeskanzler und an den Bundesmi­

nister für Inneres eine ·Anfrage, betreffend die Ausstellung von Reise .. 

pässen an Belastete, gerichtet. In gemeinsamer Beantwortupg dieser An­

frage teilen Bundeskanzler Ing. Raa b undiBundesminister .H e 1 ~ e r 

'tolgElndes mit: 

Mit Beschluß des Exekutivkomitees der Alliierten Kommission für 

Österreich vom 21.Märß 1941 wurde die Bundesr~gierung ermächtigt, tister­
reiohisohe Reisepässe, deren Au.sstellung bis dahin in jedem Einzelfalle 

einer alliierten Genehmigung bedurfte, an politisch verlässliche! öster-
, I 

reiohische Staatsbürger im eigenen Wirkungsbereich auszustellen, Dieser 

Besohluß enthielt das ausdrückliche Verbot, an Personen, die der Registrie­

rUl'l8spflicht nach § 4 Abs. 1 des Verbotsgesotzes 1947 unterliegen, Reise­

piisse auszustellen, und bestimmte, daß Paß ... und Sichtvermerksanträge die ... 

ser Personen auah weiterhin dem viergliedrigen Direktorium für innere An­

Bele~enheiten zur PrÜfung und Entscheidung vorzulegen seien. Diese Anord ... 

. nung'wurde mit dem Schreiben des Exekutiv komitees an den Bundeskanzler 

vom 9.April 1941 noohmals wiederholt. 

Naoh dem Inkrafttreten des :Sundesverfassungs~eaetzes vom 

II.April 1948, :SGBl~ Nr. 99., über die vorzeitige Beendigung( der im Natio­

nalsozialistengesetz vorgesehenen Sühnefolgen für minderbelastete Personen 

wuro.e se~tens der Besatzungsbehörden zugestimmt, daß Uinderbelastete auch 
ht.~s:to·htlic&. ·;epaßausstellt1n8 den unbelasteten Österreiohern· gleiohgestellt 

wurden u.nd daher ohne alliierte Genehmigung Reisepässen erhal ton konntel\~ 

Hinsiohtlioh der Belasteten ist jedoch bisher keine Ände~ung 

der duroh den oben orwähnten alliierten Besohluß vom 21.März 1947 

ges,ohaffGnen Reohtslage eingetreten, sodaS die. Ausstellung von Reisepäs­

sen an Angeh8rige dieser Personengruppe auoh n~ute noch einer vorherigen 

Genehmigung durch den dem Intern~ri Direktorium, nachgeordneten Alliierten 
\ 

Grenzkontroll-Arbeitsausschuß bedarf. 

Vias die ITage der Zuständigkeit der: innerösterreichis ohen 
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, Behörden zllr Atlsstellllllg von Reisepä.ssen anbelangt, mußte im Jahre 1946 

über alliierte Anordnl.lllg in das PaBge~etz di~ Bestimm.ung aufgcnoll'lJnon wor-
" , 

den, daß im Inland lediglich das Bllndesministerium für Inneres zllr Alls -

stellung von Reisepässen zuständi~ sei. Duroh die 3.Paßgesetznovelle vom 

10. Dezember 1947, BGBl, Nr_19/48, wurde das Bundesministerium fürIn.ner~s 

ermächtigt, die Ausstellung von Reisepä.ssen an österreichi'sche Sta,tsbiir­

ger im Delegationswege den Bezirksverwaltungs(Bundespolizei)behörden zu 

übertragen. Mit Zustimmung der Alliierten Kommission hat ,das B~desministe­

riulll für Inneres sm 5.März 1948 von dieser Ermächtigung hinsichtlioh'aller 

Personen, die keiner Registrierungspfioht nach dem Verbotsgesetz unterlie­

gen oder von den Sühnefolgen befreit wurden, Gebrauch gemacht. Die Ausstel­

lung von Reisepässen an ehemalige Nationalso,z:\alisten mllßte, jedoch auoh wei­

terhin dem Bllndasministerium für Inneres vorbehalten bleiben. 

Nach dem Inkrafttrs't~ndes sogenannten Amnestiegesetzes für Mincler­

b~lastat. konnte die Ausstellung von Reise~ässen auoh an dies~ Porsonen 

denSicher~eitsbehörde~ 1. Instanz übertraeen werde~. Die Ausstell~ng von 

Reisepässen"sn' 13ela,s'tet& darf j~dbch äilfGl'"nd: der allf:i.erten Anord.nung 

auo~ der~eit noch nllr duroh das Paßreferat des Bllndesministeri\1ms für In" 

neres goschehen. 

Sowohl das Bundeskanzleramt als auch das BundesministeDium für In~e. 
I 

res pflichten der Ansicht bei, daß di~ bestehEmden Beschränkungen bezüglich 

der Aasstelluns von Reisepä.ssen an Belastete aus dem Grunde im Widers.prtlch 

zu. den öste:rreiohischen Verfassungsgeeetzen stehen, weil sie einerseits 

eine im Nationalsozialistengesetznicht vorgesehene Sühnefolge darstellen, 

sndexseits aber den staatsgrllndgesetzlichgewährleisteten Reohten dar Fre!­
heit der Auswanderung und des Aufenthaltes wid.ersprechen. 

Die, österreichische Bundesregierung ist weiters der Ansicht, daß 

die :vorstehend erwähnten :Beschränkungen ebehso wie alle anderen Einsclutlft­

kungeti der österrc1Qhischen Paß- und Sichtv61.'m.erkshohei t aber auch im Wi­

. derspruch zu den Bestimmuhngen des Kontrollabkommans vom 28.Juni 1946 
stehen, in dem ausdrücklich vorgesehen ist, daß die Kontrolle des Reise- . 

. verkehrs mit dem Ausland nur so lange den Besatzungsmächten vorbehBlten 

bleiben soll, bis österreichische Grenzkontro1:lstellen errichtet Sind. 
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Diese Voraussetzung ist nu.n schon seit Jahren gegeben, u.nd von keiner Be­

satzungsmacht kann behauptet werden, dae diese Stellen nicht einwandfrei 

funktionieren .. Die Bundesregierung hat diesen standpunkt schon vör längerer 

Zeit gezenüber der Alliierten Kommission vert~otent'wird jedoch nicht ver -

fehlen, notJ.erlich mit allem Nachdruok das Verlangen an, den Alliie:bten Rat zu 

stellen, daß in Durchführung des Kontrollabkommens sämtlicho noch ocstehen­

de~ Einsc~ränkungen hinsichtlich der Ausstellung von Reisepässen und Si~ht­

vermerken durch die österreichischen Behörden,8ufgehoben werden • 

..... -.~.-.-
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